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Beginn der Sitzung: 9 Uhr 

Vo r s i t z  e n d  e r :  Präsident Benya. 

Präsident: Die Sitzung ist e r Ö f f n e t. 

Bezirksgendarmeriekommandanten von Eisen­
stadt nicht berücksichtigt und der von allen 
drei Bewerbern sowohl vom LGK. für das 
Burgenland als Dienstbehörde als auch vom 
Fachausschuß der Personalvertretung an letzter 
Stelle gereihte Gendarmeriebezirksinspektor 
Stefan Wild bestellt ? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Die amtlichen Protokolle der 33. Sitzung 
vom 1 4. Juni und der 34. Sitzung vom 15. Juni 
1 972 sind in der Kanzlei aufgelegen, unbean­
ständet geblieben und gelten daher als geneh­
migt. 

Bundesminister für Inneres Rösch: Herr Ab­
geordneter! Für den Posten des stellvertreten­

K r a n k gemeldet ist der Herr Abgeordnete den Bez'iJrksgendarmeri:ekommandant'en von 
Zankl. Eisenstadt haben. sich drei Beamte beworben. 

Fragestunde 

Präsident: Wir gelangen zur Fragestunde. 

Ich beginne jetzt - um 9 Uhr 2 Minuten -
mit dem Aufruf der Anfragen. 

Bundesministertum für Inneres 

Präsident: Wir kommen zur 1 .  Anfrage: 
Anfrage des Herrn Abgeordneten Ing. Gra­
dineger (OVP) an den Herrn Bundesminister 
für Inneres. 

437/M 

Der erste Beamte, der von Ihnen hier ange­
führt wurde, ist, wie Sie ja sagen, vom Lan­
desgendarmeriekommando an der ersten Stelle 
entsprechend den üblichen Qualifikations­
bestimmungen gereiht. Der _. Beamte übt da­
neben noch eine andere Funktion aus und ist 
auf Grund dieser Funktion drei Ta.g,e �n der 
Woche vom Di'enst fI1si!gestellt. Es ist di'e 
Auffassung sowohl des Bezirksgendarmerie­
kommandos als auch des Abteilungskomman­
danten gew,esen, daß ein stellvertre�ender 
Bezirksgendarmeriekommandant ständig er­
reichbar sein muß. Drei Tage in der Woche 
Di'enstfreistellung hätte bedeutet, daß man 
dazu noch eilnmal einen Stellvertreter hätte 

Warum wurde Gendarmeriebezirksinspektor 
Adolf Bauer bei der Besetzung des ausge­
schriebenen Dienstpostens des stellvertretenden einteilen müssen. 
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Bundesminister Rösm 

Der zweite Beamte, der an zwei,ter Stelle 
in Frage gekommen wäre, wohnt in Antau, 
also im Bezirk Mattersburg. Die Gemeinde 
Antau hat keinen ständigen Gendarmerie­
posten, er wäre fernsprechmäßig nur über 
einen privaten Fernsprechteilnehmer erreich­
bar gewesen. 

Der dritte Beamte, der in Ihrer Anfrage 
genannt wird, wohnt in Siegendorf. Der Gen­
darmerieposten Siegendorf hat einen ständi­
gen Inspektionsdienst und ist daher erreich­
bar. Es sind übrigens mehrere Beamte vorn 
Posten Eisenstadt, die in Siegendorf wohnen. 

Aus all diesen Gründen ist der dritte Be­
amte, der also in Siegendorf wohnt, seit 
8. 5. 1912 auf diesem Dienstposten als Stell­
vertreter eingeteilt. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Ing. Gradinger: Das ist eine 
sehr eigenartige Auffassung, Herr Bundes­
minister, die eigentlich jeden Personalvertre­
ter aufhorchen lassen müßte; es dürfte auch 
nicht uninteressant sein für den Herrn Präsi­
denten des Gewerkschaftsbundes. Wenn man 
das bis zum Ende durchdenkt, läuft es darauf 
hinaus, daß jeder frei gewählte Personalver­
treter von vornherein seine dienstliche Kar­
riere abschreiben muß. 

Wenn dem schon so ist, hätte ich folgende 
Frage: Warum mißt man nicht mit gleichem 
Maßstab? Der nunmehr betraute Beamte ist 
ja bekanntlich auch Personalvertreter gewe­
sen, nämlich Vorsitzender-Stellvertreter des 
Dtenststellenausschusses. Er war bei der letz­
ten Personalvertretungswahl Spitzenkandidat 
der sozialistischen Fraktion. 

Andererseits hätte man beispielsweise auch 
mit dem erstgereihten Bezirksinspektor Bauer 
sprechen können. Vielleicht wäre er unter 
Umständen unter diesen Voraussetzungen be­
reit gewesen, auf seine Funktionen zugunsten 
seiner dienstlichen Karriere zu verzichten. 
Aber anscheinend wollte man das nicht. 

Und noch eine weitere Frage dazu in diesem 
Zusammenhang. Im Bundes-Personalvertre­
tungsgesetz ist ausdrücklich festgehalten, daß 
vor Anordnung derartiger Maßnahmen 
14 Tage vorher die zuständige Personalvertre­
tung in Kenntnis zu setzen ist. Mir ist bekannt, 
daß nachweislich in Kenntnis gesetzt wurde 
am 5. Mai, also an einem Freitag, und am 
darauffolgenden Montag, am 8. Mai, war die 
Bestellung bereits wirksam. 

Präsident: Herr Minister, bitte. 

Bundesminister Rösch: Ich weiß jetzt im 
Moment keine Frage, die ich zu beantworten 
hätte. (Zwischenrufe bei der OVP.) 

Abgeordneter Ing. Gradinger: Ich frage, 
warum die Bestimmungen des Bundes-Perso­
nalvertretungsgesetzes nicht eingehalten wur­
den. 

Bundesminister Rösm: Daß diese Bestim­
mung des Bundes-Personalvertretungsgesetzes 
nicht eingehalten wurde, liegt offensichtlich 
beim Landesgendarmeriekommando. Ich werde 
der Sache nachgehen. Es wäre verpflichtet ge­
wesen, den zuständigen Fachausschuß recht­
zeitig zu verständigen. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Ing. Gradinger: Ich hätte in 
diesem Zusammenhang noch eine weitere 
Frage - es ist ja bei diesem Fall mehreres 
aufklärungsbedürftig -, und zwar : Warum 
ist man bei diesem einen einzigen Fall zwei­
mal beim Herrn Landeshauptmann Kery um 
eine Stellungnahme eingekommen? Hat die 
erste Stellungnahme des Herrn Landeshaupt­
mannes nicht genügt? Das zweitemal hat man, 
wie mir bekannt ist, lediglich gefragt, ob er 
mit der Bestellung des rangjüngsten Beamten 
einverstanden ist. Wenn dem so ist, hätte 
meines Erachtens dieser verantwortliche Lei­
ter des Zentralkommandos eine schwere 
Dienstwidrigkeit begangen. Sind Sie bereit, 
Herr Bundesminister, diese Sache zu überprü­
fen? 

Präsident: Herr Minister, bitte. 

Bundesminister Rösc1l: Die Sache brauche 
ich nicht zu überprüfen, die ist mir bekannt. 
Gemäß § 16 des Kompetenzgesetzes muß der 
Landeshauptmann bei einer solchen Bestel­
lung gefragt werden und muß seine Zustim­
mung eingeholt werden. Daher ist der Landes­
hauptmann gefragt worden, ob er seine Zu­
stimmung gibt. Diese Befragung gemäß § 16 
ist über meine Anordnung auch erfolgt. 

Präsident: Wir kommen zur 2. Anfrage : 
Herr Abgeordneter Scrinzi (FPO) an den Herrn 
Bundesminister für Inneres. 

443/M 

Warum wurde die Volkszählung des Jahres 
1971 so unzweckmäßig angelegt, daß jener von 
der Bundesregierung beabsichtigten gesetzlichen 
Regelung betreffend die slowenische Minderheit 
in Kärnten die Volkszählung 1961 zugrunde 
gelegt werden muß? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesminister. 

Bundesminister Rösdl: Herr Abgeordneter! 
Die Volkszählung 1911 ist über einen ein­
stimmigen Beschluß des Hauptausschusses am 
25. 4. festgelegt worden. Die Gründe, glaube 
ich, sind bekannt. Sie muß auf Grund der Be­
stimmungen innerhalb von sechs Monaten vor 
oder nach einem Dezenniumsabschnitt durch-
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Bundesminister Rösm 
geführt werden. Eine Vorverlegung war in­
folge der damals durchzuführenden Nachwah­
len im Jahre 1970 nicht möglich. Andererseits 
war der Termin dann gerade noch einzuhal­
ten. 

Im Zusammenhang mit der beabsichtigten 
gesetzlichen Regelung betreffend die sloweni­
sche Minderheit in Kärnten, glaube ich, hat 
der Termin nach meiner Meinung nichts zu 
tun. Wie aus der Unterlage des Bundes­
kanzleramtes hervorgeht, hat man die Volks­
zählung 1961 deswegen benützt, weil sie die 
erste nach Inkrafttreten des Staatsvertrages 
1955 gewesen ist. Ich nehme also an, daß 
das - wie die Vorlage sagt - der Grund 
gewesen ist, warum man auf die Volkszählung 
1961 gegriffen hat. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi: Herr Bundesmini­
ster! Es ist nicht die Terminfrage, die in die­
sem Zusammenhang interessant ist - das ist 
mir bekannt, daß Sie hier an bestimmte 
gesetzliche Termine gebunden sind -, son­
dern es ist die Tatsache, daß die Erhebungs­
bogen so unzweckmäßig angelegt wurden, daß 
ihre computermäßige Auswertung nicht mög­
lich ist, sondern gerade dieses sehr inter­
essante Ergebnis gewissermaßen händisch aus­
gewertet werden muß. Meine Frage zielt also 
darauf hinaus: Warum wurde hier nicht ein 
nach den Grundsätzen der EDV -Verarbeitung 
angelegter Fragebogen der Volkszählung zu­
grunde gelegt? 

Präsident: Herr Minister, bitte. 

Bundesminister Rösch: Herr Abgeordneter! 
Diese Vorlagen und diese Bögen sind bereits 
vor meiner Amtszeit ausgearbeitet worden. 
Diese Formulare sind damals im Einverneh­
men mit Gemeinden und Ländern, also dem 
Städtebund und allen betroffenen Stellen auf­
gelegt worden. Ich bin beim besten Willen 
nicht in der Lage, zu sagen, warum man da­
mals nicht diese Dberlegungen mit einbezo­
gen hat. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Scrinzi: Herr Bundesmini­
ster! Ich kann nicht annehmen, daß man im 
Jahr 1 970 im Bereich der gesamten österrei­
chischen Administration von einer modernen 
Datenverarbeitung nichts gewußt hat und ge­
rade ein so wichtiges und zahlenmäßig be­
deutendes Unternehmen nicht auf ein moder­
nes Verfahren abgestimmt wurde. 

Davon abgesehen ist ja, nebenbei bemerkt, 
weil Sie das Jahr 1961 zitiert haben, im Jahr 
1961 ausdrücklich erklärt worden, das Volks­
zählungsergebnis werde nicht der Minderhei-

tenermittlung beziehungsweise der Reg,elung 
der zweisprachig.en Bezeichnung zugrunde ge­
legt. Ein solcher Hinweils hat diesmal gefehlt. 

Meine Frage, Herr Bundesminister: Werden 
Sie dafür Sorge tragen, daß wir wenigstens 
die nächste Volkszählung auf der Grundlage 
moderner EDV-verarbeitbarer Erhebungs­
bogen durchführen? 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Rösch: Im Bereich des Bun­
desministeriums für Inneres, Herr Abgeordne­
ter, wird sicherlich getrachtet werden, alles, 
was nur möglich ist, zu tun, daß dieses Ergeb­
nis dann im Rahmen der EDV bearbeitet wer­
den kann. 

Präsident: Anfrage 3: Herr Abgeordneter 
Linsbauer (OVP) an den Herrn Bundesmini­
ster für Inneres. 

508/M 

Welche Voraussetzungen bestehen für die pro­
beweise Verwendung von Beamten und Ange­
stellten Ihres Ressorts, sobald diese sowohl die 
Aufstiegsprüfung als auch die Fachprüfung mit 
positivem Erfolg abgelegt haben? 

Präsident: Bitte, Herr Bundesmrrni1ster. 

Bundesminister Rösch: Herr Abgeordneter! 
Die Voraussetzungen für die probeweise Ver­
wendung von Beamten und Angestellten, so­
bald diese die Aufstiegsprüfung wie auch die 
Fachprüfung abgelegt haben, sind an sich im 
Gehaltsüberleitungsgesetz festgelegt. Sie gel­
ten genauso auch für das Bundesministerium 
für Inneres. Zusätzlich dazu kommt noch eine 
mindestens sehr gute Gesamtbeurteilung und 
eine zufriedenstellende bisherige Dienstlei­
stung, ein freier Dienstposten bei der antrag­
stellenden Bundespolizeibehörde beziehungs­
wei'se die Feststellung dileser Behörde, daß ein 
solcher sys1temisierter Dienstposten ,innerhalb 
von sechs Monaten frei wird; und im allgemei­
nen ein Höchstalter von 50 Jahren zum Zeit­
punkt der Dberstellung im Sinn des § 2 der 
Dienstpostenbesetzungs-Verordnung 1 968. 

Für den Bereich der Sicherheitswache, 
W 1-Beamte, kommt zusätzlkh noch al·s Vor­
aussetzung dazu die praktische Erprobung im 
Exekutivdienst von sechs Jahren, davon eine 
zweijährige gehobene Fachausbildung; die Er­
füllung der Definitivstellungserfordernisse; 
die allgemeine persönliche Eignung zum lei­
tenden Wachebeamten; eine mindestens sehr 
gute Gesamtbeurteilung für das der Zulas­
sung zum gehobenen Fachkurs und für das der 
Ernennung vorangehende Kalenderjahr; die 
volle physische Eignung für den Exekutiv­
dienst und ein Lebensalter von höchstens 
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Bundesminister Rösm 
34 Jahren für den Sicherheitswamdienst und 
42 Jahren für den Kriminaldienst zu Beginn 
der gehobenen Fachausbildung. 

Das sind die Voraussetzungen für die probe­
weise Verwendung der von Ihnen angeführten 
Beamten. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Linsbauer: Herr Bundesmini­
sterl Sie wissen, daß bei der Sicherheitswache 
und bei der Gendarmerie viele Beamte die 
Möglichkeit ausnützen, mit der Beamten­
matura und mit der Vollmatura höheres Ge­
halt und höhere Dienstposten zu erreichen. 
Mir wurde gesagt, daß in Wien für die Sicher­
heitswache ein Kurs abgehalten wird, der im 
Dezember beginnt und zu dem ungefähr 
25 Sicherheitswachebeamte zugelassen wer­
den. Nun sind in Ihrem Ressort aber fast 
90 solche Beamte, die die Beamtenmatur� oder 
die Vollmatura haben. Wie werden Sie selbst 
versuchen - da Sie ja nicht nur Minister 
sind, sondern auch Abgeordneter, haben auch 
Sie diese Beamten zu vertreten und nicht nur 
nicht freizugeben für andere Dienststellen -, 
diesen Sicherheitswachebeamten und diesen 
Gendarmeriebeamten die Möglichkeit zu 
geben, anderswo unterzukommen? 

Präsident: Herr Minister. 

Möglichkeit zu geben und nicht nur die Aus­
rede zu finden: "Wir brauchen Sie für die 
Sicherheit der Offentlichkeit"? Denn die sozia­
listischen Leute, die Sie von der Polizei weg­
geben, sind für die Sicherheit genauso not­
wendig wie alle anderen, die nicht der Sozia­
listischen Partei angehören. Im ersuche Sie 
daher, diesen Leuten diese Möglichkeit zu 
geben. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Rösch: Herr Abgeordneterl 
Sie haben diese Feststellung schon zweimal 
mir gegenüber außerhalb der Fragestunde 
gemacht. Ich habe mir die Unterlagen vor­
legen lassen. Durch mein Büro ist in den' gan­
zen zweieinhalb Jahren überhaupt nur ein 
einziger Freistellungsantrag gegangen, und 
das war Ihre Intervention; sonst überhaupt 
kein Antrag. Ich habe weder einen unter­
schrieben noch sonst irgendeinen gestellt. 

Präsident: Wir kommen zur Anfrage 4: Herr 
Abgeordneter Dr. Fiedler (OVP) an den Herrn 
Bundesminister für Inneres. 

S09/M 

Wie viele Anzeigen wegen Eigentumsdelikten 
sind 1971 bei den Sicherheitsbehörden erstattet 
worden? 

Bundesminister Rösch: Herr Abgeordneter I Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Ich kann von hier aus die Frage nur als Mini- Bundesminister Rösch: Herr Abgeordneter! 
ster beantworten und nicht als Abgeordneter. Wir aus dem heute dem Hohen Haus vor-

Im Rahmen des Bundesministeriums für gelegten Sicherheitsbericht hervorgeht, wur­
Inneres werden diese Fragen im engsten Ein- den von den Sicherheitsbehörden 76.293 An­
vernehmen mit der zuständigen Personalver- zeigen wegen Verbrechenstatbeständen hin­
tretung und dem Fachausschuß laufend ge- sichtlich Vermögensdelikte und 50.539 wegen 
prüft, und es sind bisher alle Anträge, die Vergehen und Ubertretungen hinsichtlich Ver­
gestellt wurden, von mir positiv unterzeichnet mögensdelikte erstattet. 
worden. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Linsbauer: Herr Bundesmini­
sterl Ihnen ist genauso bekannt wie mir, daß 
viele Beamte - und zwar schon während der 
Minderheitsregierung, aber vor allem jetzt 
während der Mehrheitsregierung der SPO -
den Antrag gestellt haben, in andere Dienst­
stellen zu kommen. Ich konnte als Personal­
vertreter eines anderen Ressorts feststellen, 
daß Sie während der Minderheitsregierung 
einige Beamte auf meine Intervention hin frei­
gegeben haben. Sie haben aber seit dem 
1. Oktober 1971 keinem Beamten, der nicht der 
Sozialistischen Partei angehört hat, die Mög­
l ichkeit gegeben, in ein anderes Ressort zu 
kommen. 

Ich möchte Sie fragen: Sind Sie bereit, den 
Beamten, die bereits seit 1971 angesucht 
haben, um woanders hinzukommen, diese 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Fiedler: Herr Bundesmini­
sterl Hat Sie diese Statistik veranlaßt, Ihren 
Telephonauskunftsdienst durchzuführen, in 
welchem Sie Urlauber aufmerksam machen, 
was sie bezüglich Sicherung ihrer Wohnung 
während der Urlaubszeit vornehmen sollen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Rösch: Es war nicht diese 
Statistik, Herr Abgeordneter, es waren die 
Erfahrungen, die auch im Ausland gemacht 
wurden. Wir werden diese Aktion nicht nur 
durch den Telephondienst durchführen, son­
dern dies auch in Form eines kleinen Falt­
prospektes tun. Es sind dies zum Teil Vor­
bilder, die wir aus dem Ausland übernommen 
haben, um die Bevölkerung um die Mitarbeit 
zu ersuchen, um dadurch vielleicht wenigstens 
ein bißchen diese Tatbestände einzudämmen. 
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Präsident: Eine weitere Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dr. Fiedler: Herr Bundesmini­
ster! Glauben Sie, daß es richtig ist, im Rah­
men dieser Ratschläge zu empfehlen, beispiels­
weise das Licht in Wohnungen brennen zu 
lassen, um dadurch, wenn in einer Wohnung 
dauernd Licht brennt, erst richtig darauf auf­
merksam zu machen, daß diese Wohnung 
durch Tage oder Wochen unbewohnt ist? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Rösdt: Herr Abgeordneter! 
Ich habe gesagt, wir haben hier vom Ausland 
die Erfahrungen übernommen i das ist also 
nicht unsere Erfindung. Ich darf darauf auf­
merksam machen, daß diese Aktion in der 
Bundesrepublik Deutschland nach Mitteilung 
der dortigen Sicherheitsbehörden einen guten 
Erfolg gehabt hat; ebenso in anderen euro­
päischen Ländern. Wir waren also der Mei­
nung, daß man dieselben Ratschläge auch der 
österreichischen Bevölkerung geben soll, wenn 
sie si�h im Ausland bereits bewährt haben. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Skritek: Herr Minister! Haben 
Sie auch Vorkehrungen für die notwendige 
Zahl von Dienstposten zur Durchführung des 
im Justizausschuß in Beratung stehenden 
neuen Strafgesetzes getroffen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Broda: Diese Frage hat 
wiederholt schon das Hohe Haus beschäftigt, 
es wurde auch in mündlichen und schrift­
lichen Anfragen darauf aufmerksam gemacht. 
Ich bin sehr dankbar, daß die Volksvertre­
tung und die Offentlichkeit weiß, daß wir zur 
Durchführung der großen Strafrechtsreform 
natürlich auch ausreichend richterliches Perso­
nal benötigen werden. Das gilt insbesondere 
für richterlichen Nachwuchs. Wir werden 
daher im nächsten Dienstpostenplan mehr 
Dienstposten, auf die wir Richteramtsanwär­
ter ernennen können, systemisieren. 

Es gehen Richter älterer Jahrgänge zweifel­
los vorzeitig in Pension, wenn das Strafgesetz 
am 1. Jänner 1975 in Kraft treten wird. Wir 

Bundesministerium für Justiz müssen daher rechtzeitig Vorsorge dafür tref-

Präsident: Anfrage 5: Herr Abgeordneter 
fen, daß wir entsprechenden richterlichen 

Skritek (SPO) an den Herrn Bundesminister 
Nachwuchs haben. 

für Justiz. Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

468/M 

Haben Sie Vorkehrung getroffen, daß die Zahl 
der Dienstposten in den Strafanstalten den 
Bedürfnissen und Notwendigkeiten des Straf­
vollzuges angepaßt wird? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Justiz Dr. Broda: Herr 
Abgeordneter! Es ist unbestritten, daß für die 
Erfüllung der Aufgaben des modernen Straf­
vollzugs quantitativ und qualitativ ausreichen­
des Personal zur Verfügung stehen muß. Wir 
haben vom Jahre 1970 bis 1972 die Dienst­
posten bei der Justizwache um insgesamt 289, 

das ist um 13 Prozent, vermehrt. Wir werden 
sehr bald auf eine Gesamtzahl von 3000 Justiz­
wachebeamten in Osterreich kommen. Wir 
werden im gleichen Ausmaß - dafür bekom­
men wir auch ausreichend Bewerber - im 
Jahre 1973 aufstocken. 

Ich möchte noch bemerken, daß wir auf 
Grund von Dienst- und Werkverträgen im 
Strafvollzug als Teilzeitbeschäftigte bezie­
hungsweise Vollbeschäftigte Ärzte Psych­
iater, Psychologen, Seelsorger und Fachleute 
anderer Fachrichtungen beschäftigen und wei­
ter beschäftigen werden. Wir möchten im Jahr 
1973 als Mitarbeiter des Herrn Oberarztes 
Dr. Sluga für den Bereich des Strafvollzuges 
weitere fünf Fachärzte und fünf Psychologen 
gewinnen. 

Abgeordneter Skritek: Herr Minister! Was 
ist von Ihrem Ministerium vorgesehen, damit 
die erfreulicherweise jetzt in Aussicht genom­
mene Vermehrung der Dienstposten für den 
Strafvollzug und auch - wie Sie in der Zu­
satzfrage angegeben haben - für die Voll­
ziehung des neuen Strafrechts bei dem herr­
schenden Mangel an Arbeitskräften auch tat­
sächlich verwirklicht werden kann? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Broda: Wir sind im gan­
zen nicht unzufrieden. Wir bekommen aus­
reichend Bewerber für den Justizwachedienst, 
und wir haben auch ausreichend richterlichen 
Nachwuchs zur Verfügung. Es gibt nur ört­
liche Schwierigkeiten. In den westlichen Bun­
desländern Vorarlberg, Tirol und Salzburg 
haben wir einen empfindlichen Mangel an Be­
werbern. Wir hoffen das durch entsprechende 
Werbung ausgleichen zu können. 

Im ganzen möchte ich sagen, daß wir anneh­
men, daß wir den Engpaß, den wir heute im 
Justizwachedienst noch haben, bis zum Jahre 
1974, wenn das Hohe Haus die entsprechenden 
Beschlüsse fassen sollte, überwunden haben 
werden. 

Es gilt audl hier wieder, was ich immer wie­
der sagte: Strafrechtsreform und Strafvoll­
zugsreform darf nicht auf dem Rücken der 
Justizwachebeamten erfolgen. 
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Bundesministerium für Land- und Forstwirt- hygienische Maßnahme eine Belastung vün 
schaft 3 Groschen pro. Liter Milch. Sie bringt ihm 

Präsident: Anfrage 6: Herr Abgeürdneter 
MeißI (FPO) an den Herrn Bundesminister für 
Land- und For'stwiJItschaft. 

485/M 
Wird das Bundesministerium für Land- und 

Forstwirtschaft angesichts der Ergebnisse des 
kürzlich in Wien abgehaltenen Symposions 
"Mastitisprophylaxe - Milchgewinnung" ent­
sprechende Maßnahmen ergreifen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Land- und Fürstwirt­
schaft Dipl.-Ing. Dr. Oskar Weihs: Herr Ab­
geürdneter Meißl! Mein Ressürt legt schün 
aus prüduktiünspülitischen Gründen größten 
Wert darauf, daß gesunde, qualitätsmäßig ein­
wandfreie Mülkereiprodukte auf den Markt 
kümmen. Es wurden daher bereits in den ver­
gangenen Jahren sehr erhebliche Anstrengun­
gen unternümmen, um einen Eutergesund­
heitsdienst aufzubauen, der bereits in einigen 
Bundesländern auf freiwilliger Basis agiert 
und vün meinem Ressürt für die Zellzähl­
geräte mit sehr erheblichen Beträgen sub­
ventiüniert wird. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeürdneter Meißl: Herr Bundesminister! 
Es ist Ihnen sicherlich genauso. bekannt wie 
mir, daß die letzten Ergebnisse, die bei einem 
Sympüsiün mehr üder weniger zur Kenntnis 
gelangten, aussagen, daß eine auf breiter Basis 
durchgeführte Untersuchung vün Veterinär­
medizinern düch sehr erschreckende Ergeb­
nisse gezeitigt hat. Ich teile Ihre Meinung, daß 
wir alles tun müssen, um die Milchgewinnung 
und überhaupt die Qualität der Milch zu ver­
bessern. Glauben Sie, daß die jetzt vün Ihnen 
angeführten Maßnahmen ausreichen, um die­
sen Erfülg sicherzustellen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl .-Ing. Dr. Weihs: Herr 
Abgeürdneter! Wir sind bemüht, die Mastitis 
zu bekämpfen, weil sie ja letztlich auch Schä­
den auf den Menschen übertragen kann. Wir 
haben ein sügenanntes Hygieneprügramm, 
welches vorsieht, daß die Kühe vür der Mel­
kung mit einem Einwegtuch gesäubert wer­
den und nach einer einwandfrei durchgeführ­
ten Melkung jede einzelne Zitze mit diesem 
Gerät desinfi1Jiert wird. Wtir glauben, daß wir 
schün im Hinblick. darauf, daß für unsere 
Zuchtrinderrassen einwandfrei gesunde Tiere 
zur Verfügung stehen müssen, mit dieser 
Methüde eine generelle Bekämpfung der 
Mastitis erreichen werden können, genauso. 
wie wir die Brucellüse und die Bangseuche 
in Osterreich zum Verschwinden gebracht 
haben. Für den Landwirt selbst bedeutet diese 

aber ungefähr 10 Prozent Einsparungen bei 
den tier ärztlichen Küsten, wie Berechnungen 
der Tierärztlichen Hüchschule ergeben. Sie 
bringt eine qualitativ einwandfreie Milch, was 
sich letztlich auch in der Höhe des Milch­
preises auswirkt. Außerdem wird eine Infek­
tiün vün Tier zu Tier weitgehend vermieden. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeürdneter Meißl: Herr Bundesminister! 
Ihnen ist sicherlich bekannt, daß auch die 
Frage der Melkmaschinen eiIl!e <gewisse Rülle 
spielt. Wurde hier das Einvernehmen mit den 
Erzeugern herge-stellt, um auch vün dieser 
Seite jede Gefahr ·abzuwenden? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr . Weihs: Herr 
Abgeürdneter! Ich glaube, daß Sie in den letz­
ten Tagen die Zeitungsnütiz gelesen haben, 
da·ß AlUa La'Villl illJelue Melklm!a:sdlJi!lllelll heraus­
bringt, die diesem Gedanken Rechnung tra­
gen. 

Präsident: 1. Anfrage: Frau Abgeürdnete 
Maria Metzker (SPOJ an den Herrn Bundes­
minister für Land- und Fürstwirtschaft. 

448/M 

Welche Vieh exporte wurden von Ihrem 
Ministerium im ersten Quartal 1972 gebilligt? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr . Weihs: Frau 
Abgeürdnete! Im ersten Quartal wurden 
22.225 Schlachtrinder und 24.562 Zucht- und 
Nutzrinder der Höhenrasse exportiert. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeürdnete Maria Metzker: Herr Minister! 
Entspricht diese Menge, die Sie angeführt 
haben, den Beschlüssen des Viehverkehrs­
fünds üder sind die tatsächlichen Expürte grö­
ßer üder geringer gewesen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Der 
Viehverkehrsfünds hat in verschiedenen Mü­
naten Anträge auf höhere Mengen gestellt, 
als bewilligt würden sind. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeürdnete Maria Metzker: Herr Bundes­
minister! Der Künsument erfährt gegenwärtig 
sehr widersprüchliche Aussagen über die 
Fleischsituatiün. So. hat zum Beispiel die 
HeI�schiil1JdlUJstmile be'haJUptlet, daß iIlIu!ßJIllJeIßr 
eine Knappheit an Schweinen, besünders aber 
eine Knappheit auf dem Rindfleischsektür ein­
getreten ist. Darüber hinaus behaupten aber 
die Vertreter des Viehverkehrsfünds, daß ge­
steigerte Expürte nütwendig wären und daß 
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Maria Metzker 
weitere Importe abzulehnen sind. Meines Wis­
sens hat auch der Arbeiterkammertag dazu 
Stellung genommen und im Hinblick auf den 
Fremdenverkehr für Juli eine Drosselung der 
Exporte verlangt. 

Da nun sowohl die Importe von Rindfleisch 
als auch die Exporte von lebendem Quali­
tätsvieh einen Einfluß auf den Preis haben, 
frage ich Sie, Herr Minister, warum man von 
diesen Kontingenten abgewichen ist. 

Präsident: Herr Bundesminister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Frau 
A'bgeordnete! Es ist eine Tatsache, daß wir im 
heurigen Jahr einen Mangel an 300.000 In­
landschweinen haben. Es werden auf dem 
Wiener Markt wöchentlich 9000 bis 10.000 

Stück Schweine importiert, davon lagert die 
Industrie ungefähr 1500 bis 1700 Stück 
wöchentlich ein. 

Wir haben gegenüber der Rinderzählung 
1970171 ein Mehr an männlichen Schlachtrin­
dern von 33.000 Stück, sodaß genügend Rin­
der zur Verfügung stehen. 

Derzeit schwimmen auf dem Wasser 
1200 Tonnen Fleisch . Wir haben die Verarbei­
tungskühe-Exporte gesperrt, sodaß eigentlich 
genügend Fleisch zur Verfügung steht, vor 
allem auch für die Verarbeitungsindustrie. 

Präsident: 8. Anfrage: Herr Abgeordneter 
Meißl (FPO) an den Herrn Bundesminister. 

486JM 

Welche konkrete Maßnahme werden Sie auf 
Grund des nunmehr vorliegenden Professoren­
gutachtens ergreifen, um die Mursanierung 
herbeizuführen? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Herr 
Abgeordneter Meißl! Im habe dem Landes­
hauptmann der Steiermark als der zuständigen 
Wasserrechtsbehörde am 26. April 1972 den 
Auftrag erteilt, die zur Erreichung der im 
Gutachten geforderten Verbesserungen der 
Wassergüte der Mur geeigneten wasserrecht­
lichen Veranlassungen zu treffen, insbeson­
dere die Wasserrechtsverfahren hinsichtlich 
der Sanierungsmaßnahmen durchzuführen und 
die entsprechenden bescheidmäßigen Aufträge 
zu erteilen. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Meißl: Herr Bundesminister! 
Haben Sie auf Grund Ihrer Anordnung schon 
Ergebnisse? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Herr 
Abgeordneter Meißl! Ergebnisse werden nicht 
so schnell zu erwarten sein, denn die wasser-

rechtlichen Veranlassungen umfassen eine 
Reihe von Maßnahmen, wie beispielsweise die 
Durmführung einer Gewässerbeschau nach 
§ 135 Wasserrechtsgesetz, die infolge ihres 
großen Umfanges zweckmäßigerweise nach 
Abwasserarten unterteilt wird. Dabei werden 
die Abwässer der Zelluloseindustrie und 
großer Gemeinden vorgezogen. 

Weiters hat nach Prüfung des Ergebnisses 
der Gewässerbeschau das Amt der Steier­
märkischen Landesregierung einen Sanie­
rungsplan zu erstellen. Auf Grund dieses 
Sanierungsplanes werden die konkreten Was­
serremtsverfahren nach § 33 Abs. 2 Wasser­
rechtsgesetz und die Antragstellung auf Ver­
besserung der Förderung durch Bund und 
Land in die Wege geleitet. 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Meißl: Herr Bundesministerl 
Bis wann erwarten Sie den Vorschlag der 
Steiermärkischen Landesregierung hinsichtlich 
des SanJilerunJgspliam,es? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Wir 
haben das Amt der Steiermärkischen Landes­
regierung aufgefordert, so rasch wie möglich 
diese Maßnahmen vorzunehmen, weil ja nach 
dem Professorengutachten die Sanierung der 
Mur rund 2 Milliarden Schilling erfordern 
wird, und zwar werden die Kosten für die 
K,arrliaiHISla!tJio!Il 'llIIlld R'eDlgu[1Jg dler S['eldlulfiJ9ls!a:b­
wässer mit 1,14 Milliarden Schilling und für 
die Abwasseranlagen der Industriebetriebe 
mit 832 Millionen Schilling geschätzt. 

Der Auftrag an das Amt der Steiermärki­
schen Landesregierung lautet, dem Ressort so 
rasch wie möglich die entsprechenden Unter­
lagen vorzulegen. 

Präsident: 9. Anfrage: Herr Abgeordneter 
Pay (SPO) an den Herrn Bundesminister. 

482JM 

In welcher Größenordnung waren die Budget. 
mittel, die vom Bundesministerium für Land­
und Forstwirtschaft seit dem Jahre 1965 für 
die Regulierung der Kainach (Weststeier:mark) 
zur Verfügung gestellt wurden? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Herr 
Abgeordneter! In den Jahren 1965 bis 1971 

hat mein Ressort für Instandhaltungs- und 
ReguIierungsmaßnahmen an der Kainach Bun­
desmittel in der Höhe von 17,5 Millionen 
Schilling bereitgestellt. Im heurigen Jahr wur­
den für die genannten Zwecke 14,7 Millionen 
Schilling zur Verfügung gestellt. Ich glaube, 
diese Gegenüberstellung zeigt, daß außer-
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Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs 
gewöhnliche Anstrengungen unternommen kischen Landesregierung zuständig, ebenso 
werden, um den Hochwa sserschutz an der Kai- auch für die Projekterstellung. 
nach zu intensivieren. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bundesministerium für Unterricht und Kunst 

Abgeordneter Pay: Herr Bundesminister! 
Wie Ihnen bekannt ist, wurde in diesem Jahr 
der Bezirk Voitsberg dreimal von schweren 
Hochwasserschäden betroffen. Es waren im 
besonderen der Gradnerbach, der Teigitsch­
bach und vor allem die Kainach, die diese 
schweren Verwüstungen im Siedlungsgebiet 
von Lobming, wo sich Arbeiter und Ange­
stellte mit großen Schwierigkeiten Eigen­
heime erbaut haben, angerichtet haben. Ich 
habe diese Hochwasserschäden selbst gesehen 
und war immer dabei. Ich habe bemerken 
können, daß durch die Regulierung beispiels­
weise des Gradnerbaches jede Uberschwem­
mung in Rosenthai hintangehalten wurde, 
ebenso in der Stadt Voitsberg durch die Regu­
lierung des Tregistbaches. Man kann daraus 
ersehen, daß die Notwendigkeit der Regulie­
rung der Kainach in diesen bewohnten Gebie­
ten von Kainach bis in das untere Kainachtal 
eine absolute Notwendigkeit ist. 

Präsident: Anfrage 10: Frau Abgeordnete 
Dipl.-Ing. Dr. Johanna Bayer (OVP) an den 
Herrn Bundesminister für Unterricht und 
Kunst. 

439/M 

In welcher Weise beabsichtigen Sie die Aus­
bildung von Heimerziehern zu fördern ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister für Unterricht und Kunst 
Dr. Sinowat:i: Frau Abgeordnete Dr. Bayer! 
Die Ausbildung von Heimerziehern wird mit 
folgenden Maßnahmen gefördert: 

Erstens durch den Neubau des Bundesinsti­
tuts für Heimerziehung in Wien-Mauer, in 
dem rund 250 Studierende Aufnahme finden 
werden. 

Zweitens durch die Führung von Kursen 
zur planmäßigen Vorbereitung auf die Able-

Es ist sehr erfreulich, daß im heurigen Jahr gung der Externistenbefähigungsprüfung für 
ein weitaus größerer Betrag zur Verfügung Erzieher. 
gestellt wurde als jemals zuvor in den Jahren, Drittens ist ein Arbeitskreis beim Bundes-
die Sie erwähnt haben. 

Nun möchte ich fragen, Herr Bundesmini­
ster: Wie hoch werden die Gesamtkosten der 
Kainachregulierung vom Beginn bis zur Ein­
mündung in die Mur bei Wildon geschätzt? 

Präsident: Herr Minister. 

ministerium für Unterricht und Kunst einge­
setzt worden, der sich im besonderen mit der 
Heimerziehung, mit der Ausbildung von Heim­
erziehern befassen und Vorschläge zur Neu­
ordnung unterbreiten soll. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Die Abgeordnete Dipl.-Ing. Dr. Johanna Bayer: 
Gesamtkosten werden derzeit mit 120 Mil- Herr Bundesminister! Es ist allgemein bekannt, 
lionen Schilling geschätzt. daß der Beruf der Heimerzieher ein Mangel-

Präsident: Eine zweite Zusatzfrage. beruf ist und daß daher neue Anstalten unbe-

Abgeordneter Pay: Bei diesen Hochwässern 
wurde verständlicherweise von den betroffe­
nen Menschen immer wieder die Sorge zum 
Ausdruck gebracht, daß jeder große Wolken­
bruch neuerlich diese Uberschwemmungs­
gefahr bringt. Das Verlangen dieser Menschen 
ist daher verständlich. Ich vertrete dieses Ver­
langen hier, daß wirklich bald Abhilfe geschaf­
fen werde. 

Ich möchte zweitens fragen, Herr Bundes­
minister : Wie ist die Zuständigkeit bei der 
Kainachregulierung hinsichtlich der Planung 
und der Bauausführung und der Bereitstellung 
der Mittel in Etappen? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dipl.-Ing. Dr. Weihs: Für 
die Planung und für die Erstellung des Finan­
zierungsplanes ist das Amt der Steiermär-

dingt notwendig sind. Die Anstalt für die Aus­
bildung der Heimerzieher in Baden zum Bei­
spiel hat sich als viel zu klein erwiesen. Beab­
sichtigen Sie, auch diese Anstalt in entspre­
chender Weise zu vergrößern oder eine neue 
zu errichten? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Slnowatz: Frau Abge­
ordnete! Ich teile durchaus Ihre Meinung, daß 
der Beruf eines Heimerziehers überhaupt ein 
Beruf mit großer Zukunft ist, weil sich hier 
ganz neue Erfordernisse ergeben. Ich habe 
auf den geplanten Neubau in Wien hinge­
wiesen, und wir werden auch die entspre­
chenden Dberlegungen anstellen, ob die Schule 
für Heimerzieher in Baden vergrößert werden 
soll. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 
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Abgeordnete Dipl.-Ing. Dr. Johanna Bayer: 
Ich nehme an, daß Sie die Erkenntnisse des 
wissenschaftlichen Berichtes "Aktuelle Pro­
bleme der Heimerziehung" , bei der Lehrplan­
gestaltung, über die Sie vorhin gesprochen 
haben, anwenden werden, Herr Bundesmini­
sterj aber ich möchte Sie noch fragen , ob Sie 
auch eine qualitative Erweiterung der Aus­
bildung von Erziehern für charakterlich, kör­
perlich, seelisch und geistig Gestörte und Be­
hinderte beabsichtigen. 

Präsident: Herr Minister. 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Sinowatz: Herr Abge­
ordneter ! Ich möchte noch einmal wiederholen, 
daß die Aufnahmen für das Schuljahr 1972/73 
durch ein Raumprovisorium gesichert wurden, 
das wieder in Zusammenarbeit mit dem Lan­
desschulrat für Steiermark und vor allem mit 
der Gemeindeverwaltung und auch mit der 
Direktion der Schule ermöglicht wurde. \Vir 
werden bemüht sein, den Bau so rasch wie 
möglich fertigzustellen, weil ein Mangel auf 
alle Fälle besteht: es können vorläufig keine 
Uberleitungsklassen geführt werden. 

Bundesminister Dr . Sinowatz: Frau Abge-
ordnete !  Ich meinte vorhin unter den neuen 

Ich hoffe, daß wir gerade diesen Neubau, 
der für uns Priorität genießt, sehr rasch fertig-

Aufgaben, die sich für Erzieher ergeben, vor 
allem auch jene Aufgaben, die sich bei der 
Heilerziehung und bei der Sondererziehung 
stellen. Wir sind jetzt im Rahmen dieses 
Arbeitskreises, von dem ich schon gesprochen 
habe, dabei, auch diese Probleme zu über­
denken und die entsprechenden Maßnahmen 
zu treffen, die sicherlich auch von Ihnen so 
gemeint sind. 

Präsident: Anfrage 1 1: Herr Abgeordneter 
Josef Schlager (SPO) an den Herrn Bundes­
minister. 

469JM 

Da im Musisch-pädagogischen Realgymnasium 
in Murau die RaumverhäItnisse so katastrophal 
sind, daß es einfach unmöglich ist, weitere 
Schüler aufzunehmen, frage ich, welche Maß­
nahmen bis zur Fertigstellung des geplanten 
Neubaues gesetzt werden, um zu verhindern, 
daß Schüler abgewiesen werden müssen. 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Sinowatz: Herr Abge­
ordneter Schlager! Der Neubau des Musisch­
pädagogischen Realgymnasiums und der Fach­
schule für wirtschaftliche Frauenberufe in 
Murau ist bereits in Angriff genommen wor­
den. Zusätzliche Baumaßnahmen zu dem 
Raumprovisorium zu treffen, das jetzt besteht, 
erscheint wirtschaftlich nicht richtig. 

Ich kann auch mitteilen, daß alle Schüler, 
die um Aufnahme angesucht haben und die 
die Voraussetzungen mitbringen, aufgenom­
men werden können. 

Präsident: Eine Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter J osef Schlager: Herr Bundes­
minister! Die Bevölkerung im Bezirk Murau 
freut sich sehr darüber und ist dankbar, daß 
mit dem Bau sofort begonnen wurde, nur 
wäre sie jetzt sehr interessiert daran, zu erfah­
ren. wie lang die Bauzeit ungefähr sein wird, 
da die Raumverhältnisse da oben wirklich 
katastrophal sind. Die weitere Aufnahme er­
scheint mir auch nicht möglich. 

stellen können und der Neubau in etwa zwei 
Jahren bezugsfertig sein wird. 

Präsident: Weitere Frage. 

Abgeordneter Josef Schlager: Herr Bundes­
minister! Wurde auch die Frage geprüft, ob 
unter Umständen die provisorische Aufstel­
lung von Baracken die Lösung des Problems 
der Ubergangsklassen ermöglichen würde? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Sinowatz: Herr Abge­
ordneter! Ich habe schon am Beginn betont, 
daß Klassen, die im Schnellbauverfahren her­
gestellt werden, deswegen unwirtschaftlich 
wären, weil wir darauf drängen, den Neubau 
sehr rasch fertigzustellen. 

Präsident: Anfrage 1 2 :  Herr Abgeordneter 
Dipl. -Ing. Hanreich (FPO) an den Herrn Bun­
desminister. 

471/M 

Wird die Vertretung des Ringes freiheitlicher 
Jugend im Schülerbeirat sichergestellt werden? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Sinowatz: Herr Abge­
ordneter Ing. Hanreich! Der Schülerbeirat, der 
im Vorjahr zum ersten Mal zusammengetreten 
ist und seither insgesamt drei Sitzungen abge­
halten hat, setzt sich aus den Landesschul­
sprechern, die die einzelnen weiterführenden 
Schulen vertreten, und aus den Vertretern 
der Jugendorganisationen zusammen, wobei 
jene Jugendorganisationen berücksichtigt wur­
den, die mehr als 1000 Mitglieder haben, die 
weiterführende Schulen besuchen. Ein Antrag 
des Ringes freiheitlicher Jugend liegt, soweit 
ich weiß, nicht vor. 

Präsident: Herr Abgeordneter. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Hanrelch: Herr Bun­
desminister! Sie haben gesagt, daß nur die 
Gruppen herangezogen worden wären, die 
über 1000 Mitglieder von weiterführenden 
Schulen haben. 
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Dipl.-Ing. Hanreich 

Ist also nicht vorgesehen, Gruppen aufzu­
nehmen, die zwar über 1000 Mitglieder, aber 
generell aus dem Schulbereich haben? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Sinowatz: Der Schüler­
beirat betrifft an sich nur weiterführende 
Schulen. Deswegen wurde diese Uberlegung 
angestellt. 

Ich möchte aber feststellen, Herr Abgeord­
neter, daß ich es für durchaus förderlich hielte, 
wenn die Jugendorganisation einer im Par­
lament vertretenen Partei im Schülerbeirat 
vertreten sein würde. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Hanreich: Herr Bun­
desminister! Darf ich Ihrer Ausführung ent­
nehmen, daß der Ring freiheitlicher Jugend 
für den Fall, daß er den von Ihnen angeführten 
Kriterien entspricht und einen entsprechenden 
Antrag stellt, bei seinem Aufnahmeansuchen 
von Ihnen unterstützt werden wird? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Sinowatz: Ja. 

Präsident: Anfrage 13 : Herr Abgeordneter 
Dipl.-Ing. Tschida (OVP) an den Herrn Bun­
desminister. 

440/M 

Werden Sie, Herr Minister, dem Wunsch der 
überwiegenden Mehrheit von Eltern und 
Lebrern betreffend die Bestellung des Zweitge­
reihten aus dem Dreiervorschlag des Landes­
schulrates für das Burgenland zum Direktor am 
Bundesrealgymnasium N eusiedl Rechnung 
tragen ? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. 

Bundesminister Dr. Sinowatz: Herr Abge­
ordneter Dipl. -Ing. Tschida! Der Dreiervor­
schlag des Landesschulrates für das Burgen­
land hinsichtlich der Besetzung des Direktor­
postens am Bundesrealgymnasium in Neusiedl 
wurde von mir vor einigen Tagen dem Zen­
tralausschuß für Lehrer an allgemeinbildenden 
höheren Schulen zur Abgabe einer Stellung­
nahme weitergeleitet. Ich nehme an, daß gegen 
den Dreiervorschlag vom Zentralausschuß 
kein Einwand erhoben werden wird. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Tsdtida: Herr Bun­
desminister! In einer Zeit, wo man so viel 
von Demokratisierung, Mitbestimmung und 
Mitspracherecht spricht und wo Sie selbst für 
dieses Ideengut immer wieder eingetreten sind 
und wo Sie selbst festgestellt haben, daß 
20 Prozent der Besetzungen an höheren Schu­
len Fehlbesetzungen seien, darf ich zunächst 
fragen: 

Ist es auf Grund der derzeit geltenden 
gesetzlichen Bestimmungen möglich, und ist es 
mit Ihrer Ministerverantwortlichkeit verein­
bar, auch den Zweitgereihten dem Herrn Bun­
despräsidenten vorzuschlagen? 

Präsident: Herr Minister . .  

Bundesminister Dr. Sinowatz: Herr Abge­
ordneter Ing. Tschida! Ich bin Ihnen sehr 
dankbar, daß Sie mir attestieren, daß ich mich 
in der kurzen Zeit meiner Tätigkeit sehr 
bemüht habe, das Mitspracherecht der Schüler 
auszubauen. Ich stehe sehr dafür ein. Ich habe 
mich auch immer wieder sehr bemüht, mit dem 
Elternbeirat einen sehr engen Kontakt auf­
zunehmen. 

Ich möchte Ihnen sagen, daß ich natürlich 
auch den Zweitgereihten vorschlagen könnte. 
Ich bin aber davon überzeugt, daß die Reihung 
richtig ist und daß es eine Reihe von Kri­
terien gibt, nach denen von zwei sehr guten 
Lehrern der bessere nunmehr an erster Stelle 
steht. 

Präsident: Zusatzfrage. 

Abgeordneter Dipl.-Ing. Tscbida: Herr Bun­
desminister! Zunächst möchte ich feststellen, 
daß beide Lehrer die Dienstbeschreibung "aus­
gezeichnet" haben. Nun ist es gerade der Herr 
Präsident des Burgenländischen Landesschul­
rates, der immer wieder an den allgemein­
bildenden höheren Schulen Mängel aufzeigt 
und vor allem darauf hinweist, daß der Lern­
erfolg nicht eintrete. 

Ich bin felsenfest davon überzeugt, daß der 
Lernerfolg letztlich von der richtigen Harmo­
nie an dieser Schule abhängt. Das war in 
Neusiedl am See eindeutig der Fall. Das 
beweist das Votum der Eltern, wo sich von 
3 1 7  Eltern 309 für den Zweitgereihten ausge­
sprochen haben und wo sich von 33 Lehrern 
eindeutig 26 Lehrer für den Zweitgereihten 
entschieden haben. 

Herr Bundesminister! Ich frage Sie daher: 
Wäre es nicht letztlich im Interesse der 
Gesamtschule und vor allem der vielen Kin-

Ich sage Ihnen gleich, daß ich keinen Grund 
sehe, an der Reihung, die vom Landesschul­
rat vorgenommen wurde, eine Änderung vor­
zunehmen. Ich bin nämlich überzeugt, daß 
diese Reihung nach objektiven Kriterien vor­
genommen wurde, bin aber nicht überzeugt, 
daß die Lehrer, die Eltern und besonders die 
Schüler nach objektiven Vorstellungen 
urteilsfrei informiert worden sind. 

vor- der, die sich dort Wissen aneignen sollen, 
doch besser gewesen, sich für den Zweit­
gereihten zu entscheiden? Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 
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Präsident: H err Minister. 

Bundesminister Dr. Sinowatz: Herr Abge­
ordneter Tschida! Ich möchte feststellen, daß 
beide Lehrer eine ausgezeichnete Dienst­
beschreibung haben, jedoch der an erster 
Stelle gereihte Lehrer 33 Dienstjahre aufweist 
und der Zweitgereihte, den Sie favorisieren, 
eben nur 12 Dienstjahre hat (Unruhe) und 
daß beim Erstgereihten eine größere Erfahrung 
in der Leitung von Schulen anzusetzen ist, 
weil er immerhin schon seit sechs Jahren 
administrative Hilfskraft und engster Mit­
arbeiter des Direktors einer der größten und 
ältesten burgenländischen Mittelschulen ist. 
(Abg. K i n  z 1: Wie war es in Eisenstadt?) 
Darauf werde ich sofort zu sprechen kommen. 

Sie sagen, daß alle Eltern für den Zweit­
gereihten eingetreten sind. Am 16. Mai haben 
die Elternvertreter bei mir vorgesprochen. Es 
waren ungefähr 40 Eltern da. Ich habe meine 
Gründe zu diesem Vorfall dargelegt. Ich muß 
Ihnen sagen, daß es eine Reihe von Eltern 
gab, die nachher zu mir gekommen sind und 
gesagt haben: Ich entschuldige mich dafür, daß 
ich mit war, ich konnte aber den Anfechtungen 
nicht widerstehen. 

Jetzt möchte ich Ihnen vorlesen, was man 
in Neusiedl am See von Schülern, die zehn 
Jahre, elf Jahre und zwölf Jahre alt sind, hat 
unterschreiben lassen. Der Satz lautet : "Wir 
sind gegen das Prinzip, nach welchen Gesichts­
punkten der Kandidat tür den Leiterposten an 
unserer Schule ausgesucht wird. Diese Mei­
nung ist nicht an die Person dieses Kandidaten 
gebunden." - Das hat man von zehn- und 
elf jährigen Kindern unterschreiben lassen! 
(Ruf bei der OVP: Wie war es in Wien? -
Gegenrufe bei der SPO.) 

Herr Abgeordneter Tschida! Ich habe bisher 
zum Fall Neusiedl in der Offentlichkeit nichts 
gesagt. (Abg. Dr. M u s  s i 1: Mit Rechtl) Ich 

möchte Ihnen mitteilen, obwohl im "OVP­
Pressedienst' . am 16. Mai gestanden ist, daß 
es sich bei dem Erstgereihten um ein SPO­
Mitglied handle, daß Professor Schedl weder 
Mitglied der SPO noch des SLO, noch des BSA 
ist. 

Ich möchte Ihnen zeigen (der Bundesminister 
zeigt einen Zeitungsausschnitt) Sie 
sehen es hier abgebildet -, daß am Haupt­
platz von Neusiedl drei Tage hindurch zehn­
und elf j ährige Kinder mit Schildern demon­
striert haben, auf denen gestanden ist : "Lei­
stungsprinzip - ja, Freunderlwirtschaft -
neinI"  

Ich möchte Ihnen noch etwas vorlesen. (Abg. 
L u  k a s: Eine schizophrene OVP!) Es handelt 
sich um den Brief eines Professors am Neu­
siedler Gymnasium, der ein sehr engagierter 
Mitarbeiter Ihrer Partei ist. Sie kennen ihn. 
Ich nenne keinen Namenl Der Brief ist gerich­
tet an den Präsidenten des Elternvereines, 
der ein erfahrener Organisator von Demon­
strationen und auch ein Parteifreund von Ihnen 
ist. Hier heißt es:  

"Glauben Sie mir bitte eines : Unser Lehr­
körper braucht einen gesetzten, verständigen, 
korrekten Schulmann. Wir Gleichaltrige wür­
den uns dank der Eingriffe von außen, die in 
der Vergangenheit vorhanden waren, zerflei­
schen. 

Dr. Schedl bringt alle Voraussetzungen mit, 
die unser Lehrkörper braucht, um sich optimal 
zu entfalten. In diesem Sinne ist seine Ernen­
nung als ideal zu bezeichnen. "  - Sehen Sie, 
das ist auch die Wahrheit. (Zwischenruf des 
Abg. G r a f.) 

Ich möchte Ihnen zum Abschluß sagen, Herr 
Abgeordneter - und das sage ich aus voller 
Uberzeugung -: Das Spiel, das in Neusiedl 
getrieben wurde, war ein Spiel mit der Angst 
der Eltern und mit den Herzen von Kindern! 
(Zustimmung bei der SPO. - Abg. L a  n c: 
Unerhört! - Zwischenrufe des Abg. Dipl.­
Ing. T s c h i d a. - Abg. L a n c: Das ist ja 
fast wie in der Volksdemokratie!) 

Präsident: Wir kommen zur 14. Anfrage : 
Herr Abgeordneter Luptowits (SPO) an den 
Herrn Bundesminister. 

470/M 

Wann kann mit der Vorlage des Bundes­
theatergesetzes im Nationalrat gerechnet 
werden? 

Präsident: Bitte, Herr Minister. (Anhaltende 
Zwischenrufe. - Der P r ä  s i d e n  t gibt das 
Glockenzeichen.) 

Bundesminister Dr. Sinowatz: Herr Abge­
ordneter Luptowits !  Es war ursprünglich vor­
gesehen, sehr rasch ein Bundestheatergesetz 
einzubringen. Es wurde auch im Sommer des 
Jahres 197 1  ein Entwurf zur Begutachtung 
versendet. 

In der Zwischenzeit konnten eine Reihe von 
Erfahrungen gesammelt werden, sodaß nun 
die Absicht besteht, diese Erfahrungen in ein 
künftiges Bundestheatergesetz einzubauen. 

Wir haben vor, noch im Herbst einen Exper­
tenausschuß aus Vertretern des Bundeskanz-

Ich frage Sie :  Glauben Sie wirklich, daß leramts, des Finanzministeriums, des Unter­
dies die Meinung dieser Kinder gewesen ist? richtsministeriums und des Bundestheaterver-
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Bundesminister Dr. Sinowatz 
bandes zu bestellen, der diese Erfahrungen 
nun in einen neuen Entwurf des Bundesthea­
tergesetzes einbauen soll. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Luptowits: Herr Bundesmini­
ster! Wurden bereits Vorarbeiten geleistet, 
die dem Bundestheatergesetz zugute kommen 
werden? 

Präsident: Herr Minister. 

Bundesminister Dr. S inowatz: Ja, Herr Ab­
geordneter. Es gibt eine Reihe von Vorarbei­
ten. Ich darf bei der Gelegenheit noch einmal 
sagen, was ich einmal schon bei einer anderen 
Gelegenheit mitteilen konnte: daß ein sehr 
ausführlicher Bericht des Bundestheaterver-

Der Hörerzuwachs an der Universität Inns­
bruck war daher zweifellos sehr stark, aber 
doch nicht stärker, sondern eher schwächer 
als an den anderen Hochschulen. Das ist natür­
lich auch maßgeblich für die Beteiligung mit 
Studentenheimplätzen. 

Ich möchte noch hinzufügen, daß in Inns­
bruck außerdem ein sehr hoher Anteil aus� 
ländisdler Studenten zu verzeichnen ist. Von 
den etwa 7000 ordentlichen Hörern sind rund 
5000 Inländer und rund 1900 Ausländer - ein 
Ausländeranteil von etwas mehr als 28 Pro­
zent, während im Bundesdurchschnitt der An­
teil etwa 1 4  Prozent beträgt. Dieser Ausländer­
anteil ist etwa doppelt so hoch wie im Bun­
desdurdlsdmitt. Ein Viertel aller in Osterreich 

bandes dem Hohen Haus vorgelegt werden studierenden Ausländer studieren an der 
wird, aus dem ersidülich ist, wie groß die Universität Innsbruck. 
Fülle der Vorarbeiten für ein neues Bundes-
theatergesetz ist . 

Präsident: Zweite Zusatzfrage. 

Nun weist diese Zahl der ausländischen 
Studierenden eine sehr starke Fluktuation auf. 
Mehr als 40 Prozent der Ausländer, die in 
Innsbruck studieren, kommen aus der Bundes-

Abgeordneter Luptowits: Herr Bundesmini-
sterl Hat sich also der Bundestheaterverband 

republik Deutschland ; auch im Zusammenhang 

in der kurzen Zeit seines Bestehens sozusagen 
mit dem dort bereits gültigen Numerus clau­

schon bewährt? 
sus für versdliedene Studienrichtungen. Die 

Präsident: Herr Minister. 
überwiegende Mehrheit der ausländischen 
Studenten inskribiert höchstens für zwei Seme­
ster. Man nennt es dort auch Ski-Semester 

Bundesminister Dr. Sinowatz: Herr Abge- oder Kultur-Semester. 
ordneter!  Ich kann mit einem Wort antworten : 
Er hat sich wirklich bewährt. 

Bundesministerium für Wissenschaft und 
Forschung 

Präsident: 15 .  Anfrage : Herr Abgeordneter 
Dr. Blenk (OVP) an die Frau Bundesminister 
für Wissenschaft und Forschung. 

511JM 

In Innsbruck wohnen derzeit über tausend 
Studenten in Studentenheimen, und die Lage 
des Studentenwohnraumes wird in Innsbruck 
doch sehr stark durch das hohe Fremdenver-
kehrs aufkommen bestimmt. 

Wie Sie, Herr Abgeordneter, wissen, führt 
das Bundesministerium selbst keine Wohn­
heime für Hochschüler, sondern das wird an 
andere gemeinnützige Organisationen über-

Welche Maßnahmen werden Sie ergreifen, tragen. Wir fördern durch Subventionen den 
um den durch den star� an��chsenden Studen- . Studentenheim bau eben nach Maßgabe der tenzustrom an der Umversltat Innsbruck ent- . 
stehenden Mangel an Studentenwohnplätzen zu vorhandenen Budgetmittel. Im Jahre 1 97 1  hat-
beseitigen ? ten wir dafür insgesamt einschließlidl der 

Präsident: Bitte, Frau Minister. 

Bundesminister für Wissenschaft und For­
schung Dr. Hertha Firnberg: Sehr geehrter 
Herr Abgeordneter! Ich darf zuerst ein Wort 
zu Ihrer Formulierung "stark anwachsender 
Studentenzustrom an der Universität Inns­
bruck" sagen: 

Im Durchschnitt der wissenschaftlichen Hoch-
schulen stieg die Zahl der Studierenden im 
Zeitraum 1966/67 bis 1 97 1 /72 etwa um 24 Pro­
zent. An der Universität Innsbruck war im 
gleichen Zeitraum der Zuwachs rund 1 1 00 Stu­
denten, das bedeutet einen Anstieg von 
1 9  Prozent. 

Mensensubventionierung 27 Millionen zur 
Verfügung, im Jahre 1 972 30 Millionen für 
Studentenheime und 5 Millionen zusätzlich für 
die eigene Post Mensen. Nun wurden von die­
sen 27 Millionen im Jahre 1 97 1  für Studenten­
heime in Innsbruck insgesamt 3,3 Millionen 
Schilling verausgabt, also ein relativ hoher 
Betrag. Wir haben auch im heurigen Jahr 
ungefähr die gleime Mittelzuteilung. 

In diesem Zusammenhang muß ich darauf 
hinweisen, daß das Ministerium für Wissen­
schaft und Forsdlung in Innsbruck nom Ver­
pflichtungen für Zinsen- und Annuitäten­
zuschüsse für das Internationale Studenten­
heim, die seit dem Jahre 1964 immer noch 
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Bundesminister Dr. Hertha Fimberg 
laufen, in der Höhe von 2,798.000 S zahlen 
muß. Das ist ein ziemlich beträchtlicher 
Anteil an den vorgesehenen Beträgen. 

Im Augenblick. sind folgende Maßnahmen 
im Gang: Zum Internationalen Studentenhaus 
in Innsbruck wird auf einem benachbartem 
Grundstück, auf dem jetzt ein Althaus steht, 
ein Zubau zum Studentinnentrakt errichtet 
werden. Das Vorhaben ist geplant für zirka 
1 00 Heimplätze, die Vorarbeiten sind geleistet. 
Der Baubeginn muß so lange warten, bis auch 
die letzten zwei Mieter, die noch in diesem 
Althaus sind, eine Wohnung erhalten haben. 
Dann wird mit dem Bau begonnen. Dieser 
Zubau zum Studentinnen trakt wird unsere 
Kredite für Studentenheime voraussichtlich 

den Studentenheimen, also der durch Aus­
länder belegten Heimplätze, viermal so groß 
ist wie in Graz und dreimal so groß ist wie 
in Salzburg, also Fakten, die zweifellos nur 
zur Verschärfung des Problems beitragen. 

Ich möchte Sie daher, Frau Bundesminister, 
ohne jetzt auf Ihre sonstigen Ausführungen 
einzugehen, fragen, ob Sie Vorsorge dafür 
treffen werden, daß im kommenden Budget 
für die Unterstützung der Schaffung von Heim­
plätzen zusätzliche Mittel oder weitere Mittel 
bereitgestellt werden. 

Sie haben mit Recht darauf verwiesen, daß 
im heurigen Budget das Gesamtvolumen 
gegenüber dem vorjährigen Budget gestiegen 
ist. Ich darf allerdings darauf verweisen, daß 

mit 4 Millionen belasten, die nicht in einem vom Jahre 1 910 auf das Jahr 1911 keine Stei­
Jahr zu tragen sind, sondern auf mehrere gerung stattgefunden hat, sodaß sich diese 
Jahre verteilt werden. Steigerungsbeträge über zwei Jahre erstrek­

Ich muß auch hinzufügen, daß mit Förderung 
des Bundesministeriums von der Osterreichi­
schen Studentenförderungsstiftung 1970 in 
Innsbruck in der Josef Hirn-Straße ein Stu­
dentenheim mit Mensa in Betrieb genommen 
wurde. Diese Heimplätze waren eigentlich als 
Ersatz für den Abbruch des alten Studenten­
heimes neben der Universität gedacht. Dieses 
Projekt Josef Hirn-Straße hat in den Jahren 
1 969 und 1970 rund 13 Millionen Schilling 
gekostet, und es ist noch eine Forderung von 
3,3 Millionen Schilling offen. Wir wissen, daß 
weitere Heimplätze notwendig sind, und es 
ist daran gedacht, daß als Ersatz für diesen 
Abbruch, der ja eigentlich schon ersetzt ist, 
noch gemeinsam mit dem Land eine Lösung 
für den Bau eines weiteren Studentenheimes 
gefunden werden soll. 

Präsident: Zusatzfrage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Blenk: Frau Bundesmini­
ster! Zunächst darf ich der Ordnung und Rich­
tigkeit halber feststellen, daß ich mit meiner 
Frage, was Sie gegen den stark ansteigenden 
Studentenzustrom zu machen gedenken, keine 
negative oder anderslautende Feststellung zu 
anderen Universitäten getroffen habe. 

Sie haben schon einen Punkt erwähnt , der 
für Innsbruck zweifellos besonders bedeutsam 
ist, das ist die Tatsache des sehr starken Aus­
länderanteiles. Ich habe Informationen aus 
Innsbruck, wonach beispielsweise bereits im 
kommenden Wintersemester neuerdings eine 
Steigerung von derzeit 7000 auf etwa 
8000 Studenten zu erwarten sein wird. 
Es ist Ihnen aus den Statistiken, die Sie selbst 
kürzlich weitergegeben haben, bekannt, daß 
allein der Anteil - und das ist nun wieder 
ein Problem, das, glaube ich, in die Richtung 
der Fragestellung geht - der Ausländer in 

ken. Ich darf aber vor allem darauf verwei-
sen, daß natürlich eine Steigerung auch um 
20 Prozent in zwei Jahren angesichts der sehr 
stark steigenden Baukosten höchstens zu 
einem ungefähren Beibehalten des Bauvolu­
mens führen kann, während - wie wir alle 
wissen - die Zahl der Studentenheimplätze 
gewaltig vermehrt werden muß. 

Ich frage daher : Werden Sie Vorsorge dafür 
treffen oder bemüht sein, daß die Mittel, die 
für die Unterstützung des Baues von Studen­
tenheimplätzen im allgemeinen und in Inns­
bruck. im besonderen bereitgestellt werden, 
entsprechend erhöht werden? 

Präsident: Frau Minister. Bitte. 

Bundesminister Dr. Hertha Firnberg: Herr 
Abgeordneter! Die Antwort darauf ist natur­
gemäß sehr leicht. Selbstverständlich werde 
ich bemüht sein, die Mittel für den Studenten­
heimbau im nächsten Budget zu vergrößern. 
Ob das möglich sein wird, hängt von der all­
gemeinen Budgetlage ab. 

Ich darf noch einmal betonen, daß wir selber 
keine Studentenheime bauen, sondern daß das 
Subventionsmittel und Zuschußmittel für den 
Bau von Studentenheimen sind. Das soll aber 
nicht bedeuten, daß wir nicht außerordentlich 
bemüht sein werden, hier mehr zu tun als 
bisher. 

Präsident: Eine weitere Frage. Bitte. 

Abgeordneter Dr. Blenk: Ich darf vielleicht 
noch eine zweite Zusatzfrage stellen, Frau 
Bundesminister. Ich glaube, es ist heute all­
gemein bekannt und eine Tatsache, daß das 
frühere soziale Bildungsgefälle heute ein 
regionales ist oder, anders gesagt, daß heute 
die tatsächliche Bildungsdiskriminierung keine 
soziale im herkömmlichen Sinn, son-
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Dr. Blenk. 
dern eine lokal-regionale ist, oder noch kon­
kreter gesprochen, daß naturgemäß für alle 
jene Eltern und Studenten, die nicht am Hoch­
schulort wohnen, abgesehen von der Unter­
bringungsmöglichkeit im allgemeinen, das 
auch ein wesentlich verschärfendes soziales 
Element bedeutet. Ich habe gehört, daß vorge­
sehen ist, die Anzahl der Studentenheimplätze 
im kommenden Herbst zum Teil wesentlich zu 
erhöhen. 

Meine Frage an Sie : Werden Sie dafür 
besorgt sein, Frau Bundesminister - wir 
haben schon anläßlich. der letzten Diskussion 
über das Studienbeihilfengesetz darüber ge­
sprochen -, oder werden Sie bestrebt sein, 
daß die meiner Uberzeugung nach immer noch. 
sehr ungenügende Differenzierung in den Stu­
dienbeihilfen zwischen Studenten, die am 
Wohnort wohnen, und solchen, die gezwungen 
sind, aus einem weiter entlegenen Ort an die 
Universitätsstadt zu kommen, den realen Ge­
g·ebenheiten entsprechend verstärkt wird oder, 
konkret gesprochen, daß die Verbesserung der 
Studienbeihilfen für nicht am Hochschulort 
Wohnende entsprechend verstärkt wird? 

Präsident: Frau Minister. Bitte. 

Bundesminister Dr. Hertha Firnberg: Herr 
Abgeordneter! Ich kann Ihnen nicht völlig 
beistimmen in Ihrer Auffassung, daß heute 
kein soziales Gefälle mehr besteht, sondern 
daß das Gefälle lediglich ein regionales ist. 
(Abg. Dr. M u s  s i 1: Vorwiegend!) Das trifft 
meiner Auffassung nach nicht zu, und auch eine 
Analyse der Studentenstruktur zeigt sehr 
deutlich, daß nach wie vor drei Diskriminie­
rungsmomente wirken: das eine das soziale ; 
das zweite das Geschlecht - die Mädchen sind 
wesentlich benachteiligt, ihr Anteil ist wesent­
lich kleiner, als ihrem Anteil an der Bevölke­
rung entspricht, das ist eine Feststellung, die 
sich ganz leicht aus einer ganz kleinen Ana­
lyse ergibt -; zum dritten die regionale 
Benachteiligung. (Widerspruch des Abg. Dok­
tor B I  e n k.) Herr Abgeordneterl Wenn Sie 
die Reihenfolge mir überlassen würden ! 

Ich habe mir die Analyse sehr genau ange­
sehen, und ich kann feststellen, daß das erste 
Diskriminierungsmoment zweifellos noch das 
soziale ist, das heißt, daß Arbeiterkinder und 
Bauernkinder in einem viel zu kleinen Aus­
maß an Hochschulen vertreten sind, wenn man 
etwa 

'
ihren Anteil und ihre Leistung ver­

gleicht. Ich kann darüber jetzt in einer Frage­
beantwortung nicht ausführlich sprechen, es 
wird sich vielleicht dazu Gelegenheit geben. 

das Ausländerstudium generell einschließen. 
Wie ich. eben an dem Beispiel Innsbruck illu­
striert habe, ist ein sehr großer Andrang zu 
Studentenheimplätzen allein aus der Tatsache 
zu erwarten, daß mehr Studenten, vor allem 
aus der Bundesrepublik, nach Innsbruck kom­
men als bisher. 

Die Anhebung der Studienbeihilfensätze, die 
ja eigentlich nicht zur Frage der Studenten­
heime gehört, Herr Abgeordneter Dr. Blenk, 
kann ich für die nächste Zeit nicht zusagen, 
weil wir ja erst vor kurzer Zeit für einen sehr 
erheblichen Mehraufwand gerade für die Stu­
dienbeihilfen, also für die Studienförderung, 
durch eine Gesetzesnovellierung vorgesorgt 
haben. 

Präsident: Die Fragestunde ist beendet. Die 
nicht zum Aufruf gelangten Anfragen werde 
ich in der nächsten Sitzung zur Behandlung 
bringen. 

Einlauf und Zuweisungen 

Präsident: Die seit der letzten Haussitzung 
eingelangten Anfragebeantwortungen wurden 
den Anfragestellern übermittelt. Diese An­
fragebeantwortungen wurden auch vervielfäl­
tigt und an alle Abgeordneten verteilt. 

Ich ersuche den Schriftführer, Herrn Abge­
ordneten Dr. Fiedler, um die Verlesung des 
Einlaufes. 

Schriftführer Dr. Fiedler: Von der Bundes­
regierung sind folgende Regierungsvorlagen 
eingelangt : 

Ubereinkommen (Nr. 111) über die Diskri­
minierung in Beschäftigung und Beruf (319 der 
Beilagen); 

Abkommen zwischen der Republik Oster­
reich und der Italienischen Republik über die 
Anerkennung und Vollstreckung von gericht­
lichen Entscheidungen in Zivil- und Handels­
sachen, von gerichtlichen Vergleichen und von 
Notariatsakten (376 der Beilagen); 

Bundesgesetz, mit dem Vorschriften über 
die Ausübung von Gewerben erlassen wer­
den (Gewerbeordnung 1972 - GewO 1972) 
(395 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz über die Gewährung von Aus­
landseinsatzzulagen für Angehörige österrei­
chischer Einheiten, die zur Hilfeleistung in 
das Ausland auf Ersuchen internationaler 
Organisationen entsandt werden (396 der Bei­
lagen) ; 

Bundesgesetz mit dem das Allgemeine 
Ich kann aber in die regionale Diskriminie- Hochschul-Studiengesetz geändert wird (403 

rung, die sicherlich hier vorhanden ist, nicht der Beilagen); 
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Sdlr1ftftlhrer 
Bundesgesetz, mit dem das Allgemeine 

Sozialversicherungsgesetz abgeändert wird 
(29. Novelle zum Allgemeinen SozialversiChe­
rungsgesetz) (404 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem das Gewerbliche 
Selbständigen -Pensionsversicherungsgesetz 
abgeändert wird (21 .  Novelle zum Gewerb­
lichen Selbständigen-Pensionsversicherungs­
gesetz) (405 der Beilagen) ; 

Bundesgesetz, mit dem das Bauern-Pensions­
versidlerungsgesetz abgeändert wird (2 . No­
velle zum Bauern-Pensionsversicherungsge­
setz) (406 der Beilagen) i 

Bundesgesetz, mit dem das Bauern-Kranken­
versicherungsgesetz abgeändert wird (6. No­
velle zum Bauern-Krankenversicherungsge­
setz) (407 der Beilagen); 

Bundesgesetz über die Einrichtung eines 
Sicherheitskontrollsystems zur Gewährlei­
stung der friedlichen Verwendung der Atom­
energie (Sicherheitskontrollgesetz) (4 17 der 
Beilagen) ; 

Bundesgesetz betreffend den Urlaub für 
Arbeitnehmer in der Bauwirtsdlaft (Bauarbei­
ter-Urlaubsgesetz) (426 der Beilagen). 

Präsident: ICh werde die vom Schriftführer 
soeben verlesenen Regierungsvorlagen gemäß 
§ 4 1  Abs. 4 Geschäftsordnungsgesetz in der 
nächsten Sitzung zuweisen. 

Die eingelangten Berichte weise ich zu wie 
folgt : 

Bericht der Bundesregierung über die Ver­
gabe von Subventionen im Jahre 1970 (Ill-
47 der Beilagen) und 

Bericht des Bundesministers für Finanzen 
zur Entschließung des Nationalrates vom 
27. April 1 972 über die Tätigkeit der Inter­
nationalen Amtssitz- und Konferenzzentrum 
Wien AG im Rumpfgeschäftsjahr 1971  (Ill-
50 der Beilagen) dem Finanz- und Budgetaus­
schuß ; 

Bericht des Bundesministers für Verkehr 
über die Tätigkeit des Verkehrs-Arbeits­
inspektorates für das Jahr 1971 (III-48 der 
Beilagen) dem Aussdmß für Verkehr und 
Elektrizi tä tswirtsmaft ; 

BeriCht des Bundesministers für Justiz be­
treffend die VII. Konfer·enz der EuropäisChen 
Justizminister (Basel, 15. bis 17 .  Mai 1972) 
(IIl-49 der Beilagen) dem Justizaussmuß; 

BeriCht des Bundesministers für Auswärtige 
Angelegenheiten über die XXVI. Generalver­
sammlung der Vereinten Nationen (New 
York, 2 1 .  September bis 22. Dezember 197 1 )  
(IIl-51 der Beilagen) und 

Bericht des Bundesministers für Auswärtige 
Angelegenheiten über die provisorische 
Tagesordnung der XXVII. Generalversamm-

lung der Vereinten Nationen (lII-52 der Bei­
lagen) dem Außenpolitischen Ausschuß. 

Die n ä c h s t e Sitzung berufe ich für heute, 
Mittwoch, den 5. Juli, um 10 Uhr 20 Minuten 
mit folgender Tagesordnung ein: 

1. Bericht des parlamentarischen Unter­
suchungsausschusses zur Prüfung aller Um­
stände um den internationalen Ideenwett· 
bewerb für Architekten zur Planung eines 
Amtssitzes internationaler Organisationen 
und eines Kongreßzentrums in Wien sowie 
die vom Auslober getroffene Entscheidung 
(423 der Beilagen) 

2. Beridlt des Finanz- und Budgetausschus­
ses über die Regierungsvorlage (3 16 der Bei­
lagen) : Bundesgesetz, mit dem das Gehalts­
überleitungsgesetz geändert wird (37 1 der 
Beilagen) 

3. BeriCht des AussChusses für Wissenschaft 
und Forschung über die Regierungsvorlage 
(31 8  der Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem das 
Hochschul-Organisationsgesetz geändert wird 
(381 der Beilagen) 

4. Bericht des Finanz- und BudgetaussChus­
ses über die Regierungsvorlage (315 der Bei­
lagen): Bundesgesetz, mit dem das Gehalts­
gesetz 1956 geändert wird (25. Gehaltsgesetz­
Novelle) (370 der Beilagen) 

5. Bericht des Ausschusses für Wissenschaft 
und ForsChung über die Regierungsvorlage 
(320 der Beilagen) : Bundesgesetz, mit dem das 
Bundesgesetz über geisteswissensChaftliche 
und naturwissenschaftliche Studienrichtungen 
geändert wird (384 der Beilagen) 

6. Bericht des Ausschusses für Wissenschaft 
und Forschung über die Regierungsvorlage 
(321 der Beilagen): Bundesgesetz über die Ab­
legung von Staatsprüfungen der rechts- und 
staatswissenschaftlichen Studien (385 der Bei­
lagen) 

7. Bericht des Ausschusses für Wissenschaft 
und Forschung über die Regierungsvorlage 
(321 der Beilagen): Bundesgesetz, mit dem die 
Verordnung des Ministers für Kultus und 
Unterricht, durch welche für die Universitäten 
der im Reichsrate vertretenen Königreiche und 
Länder bezüglich der Erlangung des Dokto­
rates an den weltlichen Fakultäten neue Be­
stimmungen erlassen wurden, geändert wird 
(386 der Beilagen) 

8. Bericht des Ausschusses für Wissenschaft 
und Forschung über die Regierungsvorlage 
(351 der Beilagen) : Bundesg·esetz, mit dem die 
Medizinisdle Rigorosenordnung abermals ge­
ändert wird (399 der Beilagen) 

9. Bericht des Landesverteidigungsausschus­
ses über die Regierungsvorlage (327 der Bei­
lagen): Bundesgesetz, mit dem das Bundes­
gesetz über militärisdle Munitionslager ge­
.ändert wird (354 der

' 
Beilagen} 
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Präsident 

1 0. Bericht des Landesverteidigungsaus­
schusses über den vom Bundesminister für 
Landesverteidigung vorgelegten Jahresbericht 
191 1  (III-33 der Beilagen) der Beschwerde­
kommission in militärischen Angelegenheiten 
gemäß § 6 Wehrgesetz und Stellungnahme zu 
den Empfehlungen der Beschwerdekommission 
(355 der Beilagen) 

1 1 . Bericht des Außenpolitischen Aussdms­
ses über die Regierungsvorlage (279 der Bei­
lagen) : Abkommen zwischen der Republik 
Osterreich und der Italienischen Republik 
über den Personenverkehr (400 der Beilagen) 

1 2. Bericht des Ausschusses für Verkehr 
und Elektrizitätswirtschaft über die Regie­
rungsvorlage (284 der Beilagen) : Bundes­
gesetz, mit dem Verordnungen auf dem Ge­
biete des Fernmeldewesens auf Gesetzesstufe 
gestellt werden (40 1 der Beilagen) 

1 3. Bericht des Ausschusses für Verkehr 
und Elektrizitätswirtschaft über die Regie­
rungsvorlage (348 der Beilagen) : Bundes­
gesetz, mit dem das Seeflaggengesetz geändert 
wird (402 der Beilagen) 

14. Bericht des Handelsausschusses über die 
Regierungsvorlage (300 der Beilagen) : Bun­
desgesetz, mit dem das Bundesgesetz betref­
fend den Verkehr mit Schuhputzmitteln, Fuß­
bodenpasta und flüssigen Metallputzmitteln 
aufgehoben wird (397 der Beilagen) 

1 5. Bericht des Finanz- und Budgetausschus­
ses über den Antrag 34/A (II-799 der Bei­
lagen) der Abgeordneten Libal und Genossen 
betreffend Änderung des Tabakmonopol­
gesetzes (422 der Beilagen) 

16. Bericht des Finanz- und Budgetausschus­
ses über den Antrag 35/ A (lI-800 der Beilagen) 
der Abgeordneten Wielandner und Genossen 
betreffend die Änderung des Finanzausgleichs­
gesetzes 1 961 (413  der Beilagen) 

17 .  Bericht des Finanz- und Budgetausschus­
ses über den Bericht des Bundesministers für 
Finanzen (III-42 der Beilagen) betreffend Ver­
äußerung von unbeweglichem Bundesver­
mögen im Zeitraum 2. Viertel 1 970 bis 4. Vier­
tel 1 971  (4 15  der Beilagen) 

1 8. Bericht des Finanz- und Budgetausschus­
ses über den Bericht des Bundesministers für 
Finanzen (III-43 der Beilagen) betreffend Haf­
tungsübernahme des Bundes im zweiten Halb­
jahr 1971  (4 1 6  der Beilagen) 

1 9 . Bericht des Handelsausschusses über den 
vom Bundesminister für Handel, Gewerbe und 
Industrie vorgelegten Bericht (111-38 der Bei­
lagen) des Mühlenfonds für die Zeit vom 
1 .  Jänner bis 3 1 .  Dezember 1911  (398 der Bei­
lagen) 

Diese Sitzung wird mit einer Fragestunde 
eingeleitet. 

Die Sitzung ist g e s c h I  0 s s e n. 

Schluß der Sitzung: 10 Uhr 15 Minuten 

D ruddehlerberichtigung 

• Im Protokoll der 33. Sitzung vom 14. Juni 
1912 hat auf S. 2642 rechte Spalte 1 1 .  Zeile 
und auf S. 2655 rechte Spalte letzte Zeile der 
Kurztitel zu lauten: Gehaltskassengesetz­
novelle 1 972. 

österreichische Staatsdruckerei L61 10352 
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